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Beilage z« Rr .

Badischer Landtag .
* Karlsruhe, 15 . Mai . Ausführlicher Bericht über die

76. öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer .
. Zn A 29 des Regierungsentwurfes ergreift das Wort

Abg . Schneider (Mannheim ) : Nach Abs . 2 seien die
Gemeinden und Kreise , welchen die Unterhaltung der be¬
treffenden Wege obliegt , über das Vorhaben zu hören,
hiernach hätten also die Gemeinden und Kreise für die
Anlage von Eisenbahnen nicht die Ermächtigung zu er¬
lheilen , sondern nur einen Anspruch darauf , vor der Er-
theilung der Konzession gehört zu werden ; ferner könne
nach Abs . 3 unter gewissen Voraussetzungen auch gegen
den Willen der unterhaltungspflichtigen Gemeinden und
Kreise die Konzession ertheilt werden; die Einräumung «
solch' weitgehender Befugnisse an die Regierung enthalte
aber einen schweren Eingriff in die Eigenthumsrechte des
Eigenthümers der betreffenden Straße . DaS Interesse
und die Machtbefugniß des Staates könne nur so weit
gehen , daß die Erfordernisse der Sicherheit und die son¬
stigen im öffentlichen Interesse gelegenen Bedingungen er¬
füllt werden , dürfe aber nicht , wie dies nach 8 29 der
Fall sein würde , dazu führen , daß die Eigenthumsrechte
der Eigenthümer der betreffenden Straßen geradezu illuso¬
risch gemacht werden und statt der Eigenthümer der Staat
entscheide, ob die Bahn gebaut werden solle. Des Weite¬
ren könnten doch die Bedingungen , die dem Unternehmer
der Bahn gewöhnlich auferlegt werden, z. B . bezüglich der
zeitlichen Dauer des Unternehmens , der Fahrpläne , Ta¬
rife u . s. w. billigerweise nur von dem Eigenthümer der
Straße stipulirt werden ; darum solle die Staatsgenehmi¬
gung zwar bestehen bleiben , aber erst dann und nur dann
«intreten, nachdem zwischen dem Eigenthümer der Straße
und dem Unternehmer eine Einigung über die Ausführung
des Unternehmens und die Bedingungen derselben zu Staude
gekommen sei .

Regierungskommissär Ministerialrath vr . Schenkel :
Die Anlage einer Bahn sei die Errichtung einer öffent¬
lichen Verkehrsanstalt, welche nach den bei uns geltenden
Rechten einer Konzession bedarf ; auch bisher sei dies
Rechtens gewesen, nur habe es an einer Entscheidung der
Frage gefehlt , ob dieses Recht des Staates aus seiner
Straßenhoheit oder aus Z 37 der Gewerbeordnung abzu¬
leiten fei, und eben weil bisher der Rechtszustand bezüg¬
lich solcher Anlagen nicht feststand , war eine gesetzliche
Regelung desselben um so wünscheuswerther und diese ist
dahin getroffen worden, daß das Ministerium des Innern
die Genehmigung zu ertheilen habe und unter gewissen
Voraussetzungen auch gegen den Willen der unterhal¬
tungspflichtigen Gemeinden und Kreise sie geben könne ;
selbstverständlich werde dieses Recht lediglich vom Stand¬
punkte des öffentlichen Interesses , um die einseitige Aus¬
nützung eines Monopols zu verhindern und die Einheit¬
lichkeit, Sicherheit und Ordnung des Betriebs zu gewähr¬
leisten u . s . w . , ausgeübt werden. Was aber die im
Abs . 3 vorgesehene Befugniß , auch gegen den Willen der
Eigenthümer der Straße unter gewissen Voraussetzungen
die Konzession zu ertheilen , betreffe , so wolle Redner nur
auf die vielfachen Mißstünde aufmerksam machen, die dort,
wo das Eigenthum der für die Unternehmung zu be¬
nützenden Straßenstrecken verschiedenen Nechtssubjekten zu-
stand , hervorgetreten sind . Dagegen könne er dem , was
- er Abg . Schneider über die privatrechtliche Seite der
vorliegenden Frage gesagt habe, durchaus zustimmen ; ge¬
wiß müsse der Unternehmer einer Straßenbahn außer der
staatlichen Konzession auch das Recht privatrechtlicher Ver¬
fügung über den für das Unternehmen erforderlichen Grund
und Boden erwerben und sicherlich könne er dieses Recht
nur durch Vertrag mit dem bezw . den Eigenthümern der
betreffenden Straße erlangen ; allein alles dies sei auchin dem angefochtenen § 29 enthalten und ergebe sich schonaus dem Wortlaut des Abs . 3 : „ gegen den Willen der
unterhaltungspflichtigen Gemeinden und Kreise kann die
Benützung eines Gemeindewegs oder einer Kreisstraße zur
Anlage und zum Betrieb einer Eisenbahn nur unter der
Voraussetzung gestattet werden, daß " u. s . w . ; damit sei
doch schon gesagt , daß in allen andern Fällen die ver¬
tragsmäßige Einräumung der Verfügungsgewalt über den
Grund und Boden seitens des oder der Eigenthümer er-
forderlich ist. Die praktischen Interessen aber , welche
diese Bestimmung nöthig machten , seien die, daß die Mög¬
lichkeit gegeben sein müsse, zur Ermöglichung eines im all¬
gemeinen Interesse liegenden Straßenbahn- Unternehmensbei mehreren Eigenthümern der zu benützenden Straße die
Weigerung eines Einzelnen zu überwinden , und die Be¬
stimmung des Abs . 3 des § 29 sei um so unbedenklicher ,als das Gesetz in demselben Abs . 3 , am Schluffe des¬
selben, Vorsorge dafür treffe , daß der zur Ueberlaffung
feiner Straße behufs Erbauung einer Eisenbahn Ge¬
zwungene keine Schädigung erleide , indem eS den Unter¬
nehmer nicht nur zum Ersatz des etwa entstehenden
Schadens , sondern auch zur Leistung einer Sicherheit fürdie Erfüllung dieser Verbindlichkeit verpflichte.

Abg . Schneider meint, der Herr Regierungskommifsär
habe im zweiten Theil seiner Rede das im ersten Theil
derselben Gesagte wieder aufgehoben; wenn der Eigen¬
thümer der Straße nach den Ausführungen des Herrn
RegierungSkommissärs allein im Stande sei , dem Unter¬
nehmer dre Verfügung über den Grund und Boden ein-
zuräumen, so müsse er auch allein berechtigt sein, zu ent¬
scheiden, ob eine Bahn überhaupt erbaut werden solle oder«icht ; und wenn eine Gemeinde oder Kreis sich gegen die
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Errichtung einer Bahn erkläre , so liege kein öffentliches ,kein Staatsinteresse dafür vor , daß sie gegen den Willen
der Gemeinde bezw . des Kreises erbaut werde. Grund¬
satz sei , daß ohne Genehmigung des Eigenthümers über
dessen Eigenthum nicht dürfe verfügt werden , und dieser
Grundsatz müsse auch hier gewahrt werden , wo es sich
um Straßen handle , die im Eigenthum einer Gemeinde
oder eines Kreises stehen.

Abg . Röttinger : Die von dem Abg . Schneider ge¬
äußerten Bedenken schienen ihm nicht durch die Ausfüh¬
rungen des Herrn RegierungSkommissärs gehoben . Die
Anlage von Eisenbahnen auf einer öffentlichen Straße
enthalte eine so starke Beschränkung des sonstigen Ver¬
kehrs , daß selbst auf Landstraßen nach Redners Meinung
Eisenbahnen ohne Genehmigung der von denselben durch¬
zogenen Gemeinden nicht sollten gebaut werden dürfen,
geschweige denn auf Kreis- oder Gemeindestraßen; sodann
handle es sich bei der Frage der Anlage einer Eisenbahn
nicht immer nur um verhältnißmäßig kleine Strecken oder
um solche , die im Eigenthum mehrerer Rechtssubjekte
stehen, sondern häufig um sehr bedeutende und im Allein¬
eigenthum einer einzelnen Person stehende Strecken. Wenn
endlich der Herr Regierungskommissär darauf hingewiesen
habe , daß im Falle des Abs. 3 des § 29 den zur Ueber-
lassung der Straße behufs Errichtung einer Eisenbahn
Gezwungenen eine entsprechende Entschädigung zu Theil
werde, so sei diese Entschädigung kein Aequivalent für den
schweren Eingriff in das Privateigenthum der Einzelnen,
sondern einfach selbstverständlich.

Abg . Pflüger : Zwei Punkte seien auseinanderzuhalten :
erstens sei eine Konzession seitens des Staates erforder¬
lich , auch wenn der oder die Eigenthümer der zu be¬
nützenden Straße über die Errichtung der Eisenbahn ein¬
verstanden sind , und zweitens müsse die Regierung befugt
sein , auch dann die Konzession zu ertheilen , wenn einer
der mehreren Eigenthümer der Straße dem Unternehmen
seine Zustimmung versagt, damit nicht die Errichtung einer
im allgemeinen Interesse gelegenen Anlage an der
Renitenz eines Einzelnen scheitere. Nebenbei wolle
Redner noch bemerken, daß ihm die Fassung des Abs . 1
des § 29 nach dem Kommissionsvorschlag (der Unter¬
nehmer hat „die Staatsgenehmigung " statt wie im Re¬
gierungsentwurf „ die Genehmigung des Ministeriums des
Innern " einzuholen) besser gefalle , da sie eine Garantie
dafür biete , daß vor der Konzessionsertheilung eine sach¬
verständige Behörde gehört wird und nicht das Mini¬
sterium allein, wie in einem vor nicht langer Zeit vsrge -
kommenen Falle , den er wohl nicht näher zu bezeich¬
nen brauche , entscheidet.

Regierungskommissär Ministerialrath vr . Schenkel :Der Herr Vorredner habe soeben einen Theil dessen, was
er, Redner, noch habe sagen wollen , vorgebracht : in der
That müsse ein Mittel statuirt werden , welches es ermög¬
licht, im allgemeinen Interesse den Widerstand eines Ein¬
zelnen zu brechen. Dem Abg . Schneider , welcher mit
einer gewissen sittlichen Entrüstung vorgetragen , daß die
Regierung einen schweren Eingriff in die Selbstverwal¬
tungsrechte, ja in die Eigenthumsrechte der Gemeinde be¬
absichtige , wolle Redner bemerken , daß es sich um die
Entziehung eines Eigenthumsrechts und der privatrecht¬
lichen Nutzung von Grund und Boden der Gemeinde
gar nicht handle , sondern lediglich darum , von Straßen¬
polizeiwegen unter gewissen Voraussetzungen zu bestimmen ,daß eine an sich schon dem allgemeinen Verkehr gewidmete
Wegstrecke für die besondere Art des Straßenbahn-Ver¬
kehrs durch einen Unternehmer benutzt werden dürfe, wo¬
bei aber das Eigenthumsrecht und die Widmung der be¬
treffenden Straße für den allgemeinen Verkehr nicht auf¬
gehoben und beschränkt werde . Was endlich die Bemer¬
kung des Abg . Pflüger betreffe , daß in einem früheren
Falle — der Herr Abgeordnete habe offenbar auf die
Karlsruhe -Durlacher Straßenbahn angespitzlt — vor Er -
theilung der Konzession nicht, wie dies rathsam und wün-
schenswerth gewesen wäre , auch andere betheiligten Be¬
hörden zu Rathe gezogen worden seien, so befinde sich der
Herr Abgeordnete hier in einem Jrrthum , denn es seiendamals die andern Betheiligten, so insbesondere die Ge¬
neraldirektion der Staats - Eisenbahnen über das Projekt
gehört worden und gerade die genannte Behörde habe
gegen dasselbe nichts zu erinnern gehabt , vielmehr aus¬
drücklich betont , daß demselben , da es unstreitig ein Be -
dürfniß des allgemeinen öffentlichen Verkehrs in zweckent¬
sprechender Weise zu befriedigen geeignet sei, von ihr aus,etwa wegen einer für die Staatsbahn zu befürchtenden Kon¬
kurrenz , keine Hindernisse in den Weg gelegt werden sollten.

Abg . Frech : Abs . 3 des 8 29 sei berechnet auf solche
Unternehmungen, die nicht rein lokaler Natur sind, sondern
eine Verbindung mehrerer Gemeinden mit einander Her¬
stellen sollen ; und gerade solche Verbindungen , die nicht
durch Eisenbahnen, auch nicht durch Sekundärbahnen , son¬dern nur durch Tertiär-, d. h . Straßenbahnen herstellbar
seien, zu ermöglichen , sei der Zweck der Bestimmung des
8 29 ; man wolle eben dem verbeugen , daß ein solchesim allgemeinen Interesse liegendes Unternehmen an dem
oft genug gänzlich unbegründeten Widerstand einer einzel¬
nen Gemeinde scheitere. Auch sonst sei ja vielfach in
unserer Gesetzgebung im Interesse der Gesammtheit der
Einzelne in der Benützung seines Eigenthums beschränkt ,Redner erinnere in dieser Beziehung nur an die Bestim¬
mungen über die Feldbereinigung und an das Waffer-
gesetz vom 2b. August 1876.

Präsident Lamey bringt einen inzwischen von den Abgg.Schneider (Mannheim) , Minierer , Röttinger , zu 8 29
eingebrachten (von uns schon gestern mitgetheiiten ) Antragzur Kenntniß des Hauses und schlägt demselben vor , ihnan die Kommission zur Beschlußfassung znrückzuverweisen ;das Haus stimmt dem Vorschläge bei .

Abg. Jnnghanns wünscht , daß die Kommission nocheinen weiteren Zusatz in der Richtung , daß die Konzessionnicht ertheilt werden soll , wenn durch Anlage der Bahnder nähere Zweck der Straße vereitelt werden würde , in
Erwägung ziehen möge . 8 30 wird ohne Diskussion undunverändert angenommen .

Zu 8 31 (Bauanlagen in der Nähe öffentlicher Wege)ergreift das Wort Abg . Edelmann : Abs. 6 sage : „ lieberdie Nothwendigkeit der Beseitigung (nämlich von Bau¬
anlagen , welche sich in größerer Nähe , als nach Abs . 1—3
zulässig, von der Straße befinden) entscheidet die Verwal¬
tungsbehörde , über Voraussetzung und Höhe der Entschä¬digung das Gericht "

; diese Bestimmung involvire ein Ex-
prspriationsverfahren, und dies könne nicht formlos wie
nach diesem Abs . 6 , sondern müsse unter Beobachtung der
vorgeschriebe, :en Förmlichkeiten stattfinden ; es könne alsonamentlich die Entscheidung nicht der „ Verwaltungsbe¬hörde" übertragen werden , vielmehr sei nach 8 14 Abs.4 der badischen Verfassungsurkunde das Staatsministeriummit derselben zu befassen ; in seiner jetzigen Fassung ent¬halte ß 31 einen unerhörten Eingriff in das Privateigen-thum, weshalb Redner wünsche , daß auch dieser Para¬graph zur nochmaligen Berathung an die Kommission zu¬rückverwiesen werde .

Regierungskommissär Ministerialrath vr . Schenkel :Es handle sich hier nicht , wie der Herr Vorredner ge¬meint habe , um eine Expropriation und greife deßhalbauch das Verfahren bei demselben, insbesondere auch die
Zuständigkeit des Staatsministeriums , hier nichtPlatz . Dem
Eigenthümer von in größerer als gesetzlich statthafter Näheder zu benützenden Straßen befindlichen Baulichkeiten sollekein Stück seines Eigenthums entzogen, sondern ihm nureine bestimmte Art der Benützung desselben untersagt wer-den . Dies sei freilich immer noch ein Eingriff in das
Privateigenihum und daher große Vorsicht bei der Aus¬
übung dieser Befugniß nöthig ; übrigens müsse Rednerdarauf Hinweisen , daß in den meisten Fällen die „Bau¬
anlagen , über deren Beseitigung die Verwaltungsbehördezu beschließen habe, keine größeren und bedeutenderen Ge¬
bäulichkeiten , sondern einfache Mauern sein werden undes schon deßhalb nicht entsprechend wäre , mit der Ent¬
scheidung einer solchen Frage dss Staatsministerium zubelasten. Bei der Regelung der Kompetenzbestimmunggemäß 8 34 Abs. 1 a . E. werde darauf Bedacht zu nehmensein , daß genügende Garantien sür eine richtige und derkonkreten Sachlage entsprechende Entscheidung gebotenwerden. Den besten Schutz dafür , daß die Anwendungder Befugniß des Abs. 5 und 6 des 8 31 nicht zu Miß¬bräuchen führe , liege darin, daß nach der ausdrücklichenBestimmung des Absatzes über Voraussetzungen und Höheder Entschädigungen das Gericht zu entscheiden hat .Abg. Junghanns ist ebenfalls gegen die Bestimmungdes 8 31 Abs. 6, weil einen ungerechtfertigten Eingriff indas Privateigenihum des Einzelnen enthaltend und höchstbedenklich, der Straßenbau- Behörde die Entscheidung einer
so wichtigen Frage anheimzugeben .

Regierungskommissär Ministerialrath vr . Schenkel :Es sei eine durch nichts begründete Vermuthung des HerrnVorredners, daß die Straßenban -Behörde mit der Ent¬
scheidung der Frage , ob eine Bauanlage zu beseitigen seioder nicht , werde besaßt werden ; Redner könne schon jetztsagen , daß dies nicht der Fall sein werde ; im Uebrigenbehalte der Gesetzentwurf , wie Redner bereits be¬merkt habe, die näheren Vorschriften über die Zustän¬digkeit der Behörden der späteren Regelung durch Ver¬
ordnung vor . Uebrigens habe auch der Entwurf einerpreuß. Wegeordnung die hier vorliegende Frage in gleicherWeise erledigt.

Der Berichterstatter Abg . Förster kann einen Eingriffin daS Eigenthumsrecht in der Bestimmung des ß 31
Abs. 5 und 6 nicht finden ; nur in den Fällen des aller¬
dringendsten Bedürfnisses werde — schon wegen der Ent¬
schädigungsverpflichtung— die Beseitigung einer Bauan¬
lage angeordnet werden ; die Bestimmung habe daherdurchaus nichts bedenkliches.

8 31 wird angenommen .
8 32. Abg. v . Buol ist zwar einverstanden damit,daß eine weitere Klasse von öffentlichen Wegen kreirt und

dieselbe der KreiSpfleze überwiesen werde , hat aber
gewichtige Bedenken bezüglich des Staatszuschusses, und
diese wolle er bei Gelegenheit des 8 32 , der ja von der
„Staatsunterstützung für Kreisstraßen und Gemeindewege "
handle , und nicht erst anläßlich des 8 4la . zur Sprachebringen ; er bedaure, daß die Frage des StaatSzuschuffeS
nicht so gelöst worden sei, wie gestern die meisten RednereS gewünscht haben; eine genügende Entlastung der
Kreise werde mit dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht er¬zielt werden ; im Hause zeige sich zwar Geneigtheit, dem-
selben znzustimmen in der Erwartung, daß die Regierungauch künftig den Kreisen wohlwollend entgegenkommenwerde ; allein die Annahme sei ungerechtfertigt, die Regie¬rung werde , nachdem sie einmal das Prinzip des 8 12aufgestellt hat, rm Widerspruch zu demselben dauernd de«Kressen Zuschüsse leisten ; offen sei die Frage, ob nachAb -> lauf von drei Jahren noch weiter den Kreisen Zuschüsse



gegeben werden , dagegen sei es keine offene Frage mehr ,
daß im Prinzip die Kreise sür die Kosten der Kreis -

straßen -Pflege allein «ufzukommen haben ; statt dessen hätte
Redner gewünscht , daß umgekehrt dar Prinzip der Be¬

theiligung der Staatskasse an diesen Kosten Eingang in

den Entwurf gesunden hätte ; Redner würde als Fassung

für dieses Prinzip vorschlagen : „die Höhe der Zuschüsse
wird durch dar Budget bestimmt ", da er kein Gewicht

darauf lege , daß als Staatszuschuß gerade 100,000 M .

pro Jahr , oder überhaupt eine bestimmte Summe oder

eine solche für alle Kreise im Voraus festgestellt werde ,
vielmehr solle lediglich das jeweilige Bedürfnis für die

Höhe des Zuschusses maßgebend sein . Redner wiederholt
seinen Wunsch , dieses Prinzip des Staatszuschusses zu
den Kosten der KreiSstraßen -Pflege in den Entwurf aus¬

genommen zu sehen , ohne jedoch vorerst einen Antrag in

dieser Richtung stellen zu wollen .
Staatsminister Turban will vor Allem dem Herrn

Vorredner bemerken, wie er offenbar übersehen habe , daß
der von 8 41 s . in Aussicht gestellte Staatszuschuß sich

speziell auf die Unterhaltung der Kreisstraßen bezieht,
während der 8 32 von Zuschüssen der Staatskasse zu dem

Aufwand für Neubau und Hauptverbesserungen der

Kreisstraßen und Gemeindewege spreche; der Herr Abge¬
ordnete v . Buol hätte also schon anläßlich der Berathung
des 8 12 mit seinen Ausführungen hervortreten sollen,
denn dort sei allgemein von den Kosten für Neubau ,
Hauptverbefferungen und Unterhaltung der Kreisstraßen
und von der Verpflichtung der Kreise, diese Kosten aufzu¬
bringen , die Rede gewesen ; inzwischen sei dieser Z 12 von
dem Hause angenommen worden und daher ein Zurück¬
kommen auf denselben nicht mehr zulässig ; Redner be¬

schränke sich daher , nachdem der Herr Vorredner schon an

dieser Stelle statt bei 8 41a . die Frage des Staatszu -

schuffes zur Sprache gebracht habe , auf einige kurze Bemer¬

kungen : der Herr Berichterstatter habe in der Kommission
zuerst beantragt , es solle von dem Aufwand für Neubau ,
Hauptverbesserungen und Unterhaltung der Kreisstraßen
ein Drittel der Staatskasse aufgebürdet werden , dann
aber , nachdem die Regierung sich hiergegen ausgesprochen
hatte , seinen Antrag wieder zurückgezogen; bezüglich des

Inhalts dieser seitens der Großh . Regierung in der Kom¬

mission abgegebenen Erklärungen verweise Redner auf
seine Ausführungen in der gestrigen Sitzung ; bei dieser
Gelegenheit möchte er aber noch auf einen Jrrthum in
dem Kommissionsbericht Hinweisen , nach demselben wurde

nämlich die Uebernahme eines Drittels des Aufwandes
für die Kreisstraßen auf die Staatskasse auch bezüglich
der Kosten für den Neubau der 932 km Kreisstraßen

. angesprochen , dieselben sind aber , da sie sämmtlich bis¬

herige Landstraßen sind , bereits gebaut , so daß ein Auf¬
wand für den Neubau derselben überhaupt nicht erforderlich
ist . Aber selbst wenn man hiervon absehe und nur die
Kosten für Hauptverbefferungen in 's Auge fasse, so sei es
ein unmögliches Verhältniß , daß die Kreise für sich Haupt -

— Verbesserungen beschließen , wozu der Staat dann seinen
Zuschuß zu geben hätte , da hierdurch der Staat den
Kreisen gewissermaßen unterstellt würde , was man doch
unmöglich zugeben könne.

Was den nunmehr von der Kommission in Ueberein -

stimmung mit der Regierung vorgeschlagenen jährlichen
Staatszuschuß von 100,000 M . auf die Dauer von drei

Jahren betreffe , so sei damit keinerlei prinzipielle Ent¬

scheidung über die Frage getroffen , sondern eben für die

genannte Zeit den Kreisen eine Unterstützung bewilligt ; es

sei also das Prinzip des 8 12 nicht aufgegeben , nach wel¬

chem die Kreise die Kosten der Kreis - Straßenpflege zu
tragen haben ; wohl aber bleibe die Frage , ob auch später¬
hin wieder ähnliche Unterstützungen gewährt werden können,
eine offene . Weiter aber , nämlich bis zur Aufnahme einer

Bestimmung in das Gesetz, welche den Staat prinzipiell
zur Betheiligung an der Kreisstraßen - Unterhaltung für
alle Zeit verpflichte , könne die Großh . Regierung nicht
gehen , und wiederhole Redner , daß , wenn der Grundsatz
einer solchen gesetzlichen Verpflichtung der Staatskasse doch
noch Aufnahme in das Gesetz finden sollte, dasselbe hieran
scheitern werde .

Abg . Pflüger pflichtet den Ausführungen des Herrn
Staatsministers bei , ebenso Abg . Friderich .

Berichterstatter Abg . Förster macht nochmals auf die

unrichtige Verbindung des § 32 und § 41 a . durch den

Abg . v . Buol aufmerksam und bemerkt in Bezug auf die

Behauptung des Hrn . Staatsministers hinsichtlich der kleinen

Ungenauigkeit in dem Berichte , daß immerhin Fälle denk¬
bar und möglich seien, wo , wenn auch nicht ein Neubau ,
so doch eine Hauptverbesserung der Kreisstraßen nöthig
fallen könnte.

8 32 wird sodann angenommen , ebenso ohne Diskussion
die §§ 33 und 34 .

Zu 8 35 ergreift das Wort Abg . Winterer : Die

Verflichtung zur Einholung der Genehmigung der staat¬
lichen Aufsichtsbehörde , welche Abs . 1 statuire , sei über¬

flüssig ; auch nach gegenwärtigem Recht sei eine staat¬
liche Genehmigung namentlich in finanzieller Beziehung
erforderlich ; wenn aber ein solcher Fall nicht vorliege ,
wenn eine Gemeinde einen Weg erbauen wolle , zu welchem
sie die Mittel habe , so sei eine weitere Genehmigung durch
die staatliche Aufsichtsbehörde nicht erforderlich ; dazu komme

noch, daß nach Abs . 2 die Genehmigung versagt werden
kann , wenn die beabsichtigte Anlage „einem Verkehrsbe -

dürfnifse nicht entsprechend ist" ; das sei denn doch zu viel
Regiererei , diese Entscheidung solle man billigerweise der
Gemeinde selber überlassen ; Redner müsse daher minde¬
stens um Strich der Worte „einem Verkehrsbedürfniffe
nicht entsprechend ist oder " bitten und beantrage Rückver-
wersung des 8 35 au die Kommission .

Regierungskommissär Ministerialrath I)r . Schenkel :
Die Bestimmungen der §8 35 und 36 seien nur Konse¬
quenzen aus dem allgemeinen Grundsatz des 8 34 ; alle
öffentlichen Wege seien bestimmt , den allgemeinen Der-

kehrSzwecken zu dienen , und daher werde auch über alle

Wege eine einheitliche Aufsicht nöthig , und es sei, gerade
auch im Interesse derjenigen , deren Wege dieser Aufsicht
unterliegen , geboten, festzustellen, bei welchen Gelegenheiten
insbesondere die Thätigkeit der Wegaufsichts -Behörden
wirksam werden solle ; nun sei es aber doch natürlich , daß
dies dann erfolge , wenn ein Weg neu geschaffen oder wenn
ein bestehender eingezogen werden soll ; auch gegenwärtig
bestehe schon hinsichtlich des Baues von Gemeindewegen
theilS nach der Gemeindeordnung , theils nach dem Straßen¬
gesetz von 1868 das Erforderniß der staatlichen Prüfung
und Genehmigung sowohl in finanzieller und technischer
Beziehung ; der vorliegende Gesetzentwurf habe den Vor¬

zug , daß er die bezüglichen Befugnisse der Wegaufsichts -

Behörden bestimmter eingrenze ; auch schreibe er nicht die

Einholung einer Genehmigung vor , sondern gebe nur der

Staatsaufsichts -Behörde unter bestimmten Voraussetzungen
die Befugniß , die Ausführung eines Kreis - oder Gemeinde¬

weges auf Grund der Prüfung des Projekts zu untersagen ,
wenn das letztere mit Gesetzen , Verordnungen und den

Verkehrsverhältnissen nicht im Einklang stehe. Man sei
aber nicht einmal so weit gegangen , allgemein für Neu¬
bauten und Hauptverbefferungen die Einholung einer wege -»

polizeilichen Genehmigung vorzuschreiben , wie dies in dem

neuesten preuß . Entwürfe einer Wegeordnung geschehen sei .
Abg . Winterer : Der Herr Regürungskommissär habe

die Frage nicht beantwortet , durch welche Thatsachen oder

Erwägungen die neue Vorschrift des 8 35 nöthig gewor¬
den ; Redner halte seine Behauptung aufrecht , daß bisher
für die Erstellung von Geweindewegen eine besondere Ge¬

nehmigung nicht nöthig gewesen sei .
Abg . Kiefer ist auch der Ansicht , daß bei Gemeinde¬

wegen zur Wahrung der Harmonie des ganzen Wegnetzes
eine besondere Genehmigung nicht erforderlich sein dürfte ,
eher sei sie noch bei Kreisstraßen zu rechtfertigen , obwohl
sie auch hier nach Redners Ansicht nicht wünschenswerth
sei . Wenn aber doch einmal eine solche Genehmigung der

Aufsichtsbehörde stattfinden und ihr namentlich auch die

Entscheidung darüber , ob das Projekt „dem Verkehrsbe¬
dürfnisseentsprechend " sei, zugestanden werden solle, so sei
jedenfalls Abs . 3 . unnöthig , denn die bloße Thatsache der

Ausarbeitung eines Entwurfes durch die technische Staats¬

behörde sei noch keine Garantie dafür , daß derselbe auch
wirklich dem Verkehrsbedürfnisse entsprechend ist. Ist für
Rückverweisung des 8 35 an die Kommission .

Abg . Pflüger ist hiermit einverstanden ; Redner legt
die Worte „dem Verkehrsbedürfnisse entsprechend " so aus ,
daß sie so viel bedeuten als technisch gut angelegt ; und hat ,
wenn diese Auslegung richtig ist, gegen die Befugniß der

Aufsichtsbehörde , die Ausführung des Projekts in dem

genannten Falle zu untersagen , nichts einzuwenden , um so
weniger , da nur zu oft von Gemeinden , um kleine Erspa¬
rungen zu machen , technisch höchst unvollkommene Wege
angelegt würden .

Regierungskommiffär Ministerialrath Or . Schenkel
begreift nicht die Abneigung gegen Abs . 3 des 8 35 , der

ja gerade im Interesse der Gemeinden in das Gesetz auf -

nommen worden sei , um denselben in den Fällen , wo das

aufzuführende Projekt von einer technischen Staatsbehörde
ausgearbeitet worden ist, unnöthige Weiterungen zu er¬

sparen . Wenn der Herr Abg . Kiefer meine , daß auch die

Begutachtung durch eine technische Staatsbehörde noch
keine Garantie dafür biete, daß der Entwurf dem Ver -

kehrsbedürsnisse entsprechend sei , so habe Redner zu be¬
merken, daß die Begutachtung nicht bloß durch die Straßen -

bau -Jnspekiion , sondern auch durch die Crntralbehörde , die
Oberdireltion für Wasser - und Straßenbau , erfolgen solle.

Auch handle es sich nicht bloß um den Fall , wo eine ein¬

zelne Gemeinde , sondern namentlich auch darum , daß
mehrere Gemeinden einen Weg errichten wollen . Auch
sei zu beachten , daß derartige neue Kreis - und Gemeinde¬

wege gleichzeitig wieder Glieder des allgemeinen Wege¬
netzes würden . Von diesem Standpunkte aus sei eine

Prüfung solcher Projekte durch die mit der allgemeinen
Wegepolizei betraute und zur Wahrung der allgemeinen
Interessen berufene Staatsbehörde nicht zu umgehen .

Abg . Junghanns wünscht auch , daß bezüglich der Ge¬

meindewege das Erforderniß der Genehmigung wegfalle ;
dagegen sei ein Prüfungsrecht der staatlichen Aufsichtsbe¬
hörde bezüglich des Neubaues und der Hauvtverbefferun -

gen der Kreisstraßen wünschenswerth ; was den Absatz 3

betrifft , so meint Redner . daß das Gutachten der techni¬
schen Behörde nicht genügend sei, die Verwaltungsbehörden
seien besser als jene im Stande , die Berkehrsbedürfnisse
zu beurtheilen .

Abg. Birkenmeyer ist mit dem Abg . Winterer darüber

einverstanden , daß die Aufsichtsbehörde nicht prüfen soll,
ob das Projekt dem Verkehrsbedürfniffe entspricht , sondern
nur ein Sachverständigengutachten über die richtige Anlage
des Weges abzugeben habe , während die Entscheidung
der ersten Frage der selbständigen Prüfung der Gemeinden
und Kreise anheimzugeben sei ; Redner ist ebenfalls für
Rückverweisung des 8 35 an die Kommission .

Das Haus verweist sodann den § 35 an die Kommission
zurück und nimmt die §8 36 — 41 incl . ohne Diskussion
und Abänderungen an .

Zu 8 41a . bringen die Abgg . Edelmann , Käst ,
Betzinger , Meyr , Röttinger und Wacker den von
uns schon gestern mitgetheilten Antrag ein.

Abg . Edelmann (ist bei der im Hause herrschenden
großen Unruhe nur schwer und lückenhaft verständlich ) :

Nach dem KommissiouSantrag sollen die Kreise nur für
drei Jahre einen Zuschuß erhalten , dagegen werde ihnen
durch die Ueberweisung der 932 km bisheriger Landstraßen
ein sehr erheblicher Aufwand auf die Dauer zugemuthet ;
im Budget seien 450 M . als Aufwand für die Unter -

Haltung pro Kilometer vorgesehen , hienach würde sich der

Aufwand der Kreise für die Straßenunterhaltung auf

419,000 M . und nicht auf 272,000 M . , wie im Regie -

rungSentwnrf berechnet, belaufen und die Entlastung der

Kreise und Gemeinden würde noch nicht 90,000 M . be¬
tragen , nun sei aber der Gesetzesentwurf dazu bestimmt ,
eine erhebliche Entlastung der Kreise herbeizuführen , und
verfehle seinen Zweck , wenn er dies nicht erreiche ; eine
vorübergehende Unterstützung der Kreise aus der Staats¬
kasse könne keinen Ersatz hiefür bieten ; wenn der Herr
Staatsminister meine , die Kammer könne ja nach Ablauf
der drei Jahre eine Fortsetzung des Staatszuschusses be¬
antragen , so müsse Redner darauf aufmerksam machen ,
daß , wenn das Prinzip des Staatszuschusses in das
Gesetz ausgenommen würde , die Regierung bei Vorlage
des Budgets sich zu äußern hätte , wie viel sie für hie
laufende Budgelperiode an Zuschüssen gewähren wolle ,
während nach dem vorliegenden Entwurf , um eine Fort¬
dauer des Staatszuschusses zu bewirken , ein Initiativ¬
antrag seitens der Kammer nöthig sein würde ; auch aus
diesem Grunde sei es wünschenswerth , das Prinzip des
Staatszuschusses aufzunehmen , was auch für die Regie¬
rung um so rinbedenklicher sei , als der Betrag ja stets
durch die Gesetzgebung nach Maßgabe des jeweiligen Be¬
dürfnisses würde festgesetzt werden .

Staatsminister Turban : Der Herr Vorredner habe
seinen Antrag damit begründet , es solle zur Ausgleichung
des den Kreisen durch den Entwurf zugemutheten ständigen
Mehraufwandes ein ständiger Staatszuschuß bewilligt
werden ; allein diese Auffassung der Sachlage sei nicht die

richtige , von einer solchen Ausgleichung könne gar nicht
die Rede sein , denn schon der ursprüngliche Regierungs¬
entwurf , ohne den Zusatzartikel 8 41 ä . , begründe eine
Erleichterung der Kreise und Gemeinden im Betrage von
ca. 140,000 M . , daher dürfe weit eher die Frage gerecht¬
fertigt sein , was erhält der Staat dafür , daß er eine be¬
deutende Mehrausgabe auf sich nimmt ? Auch im Sinne
der Kommission wie der Großh . Regierung bezwecke der
von letzterer vorgeschlagene und von ersterer angenommene
Zusatzartikel , 8 41a . , nicht eine Ausgleichung , sondern
enthalte vielmehr ein weiteres Entgegenkommen der Re¬

gierung gegenüber den Wünschen dieses Hohen Hauses
noch über die sonstigen Wohlthaten des Gesetzentwurfes
hinaus . Gegenüber den Berechnungen des Abg . Edelmann

müsse Redner darauf aufmerksam machen , daß der von
demselben angezogene Satz von 450 M . pro Kilometer

für die Straßenunterhaltung eine aus dem Aufwande für
sämmtliche Landstraßen gezogene Durchschnittszahl fei,
die keine Anwendung finde auf die speziellen 932 Kilo¬
meter künftiger Kreisstraßen , für diese betrage vielmehr
der Durchschnitt nur 290 M . Redner wiederhole noch¬
mals , daß in dem 8 41a . nicht eine Ausgleichung für
den den Kreisen angeblich zugemutheten Mehraufwand
gefunden werden könne; die Regierung habe vielmehr , als

sie jenen Paragraphen annahm , sich die Frage vorgelegt ,
wie groß würde bei Annahme des ursprünglichen Kom¬
missionsvorschlags , daß der Staat ein Drittel des Unter¬
haltungsaufwandes für die künftigen Kreisstraßen tragen
soll, der dritte Theil der Unterhaltungslast der Kreise fein ?

nehme man nun nach den schon oft erwähnten Berechnungen
aus der jüngsten Vergangenheit dieselbe zu 320,000
Mark an , so würde der dritte Theil davon etwas mehr
als 100,000 Mark den von der Regierung auf drei

Jahre zugestandenen jährlichen Zuschuß . betragen ; der

Unterhaltungsauswand werde aber , wie ebenfalls bereits

zum öftern ausgeführt , in kurzer Zeit auf etwa 272,OM
M . zurückgehen, so daß der dritte Theil desselben dann nur

noch etwa 90,000 M . , also weniger als der angebotene
Staatszuschuß betragen werde , hiernach würde also , wenn
man den Zuschuß genau auf den dritten Theil des Unter¬
haltungsaufwandes für die Kreisstraßen hätte festsetzen
wollen , für das erste Jahr etwas mehr als IM,000 M .,
sür das zweite aber schon weniger als IM,OM M ., und

für das dritte nur 90,000 M . zu bewilligen gewesen
sein ; man dürfe daher wohl sagen, daß der für die 3 Jahre
gleichmäßig auf je IM,000 M . festgesetzte Staatszuschuß
eine schöne und reiche Gabe sei, welcher der 8 41 a . den

Kreisen gewähre . Die Aufnahme des Prinzips der Staats¬

zuschüsse an die Kreise würde , das wiederhole Redner , das

Gesetz für die Regierung unannehmbar machen . Er gebe noch¬
mals zu bedenken , wie doch selbst ohne solche Zuschüsse aus der

Staatskasse das Gesetz eine ganz erhebliche Entlastung
der Kreise bewirkt , und empfiehlt die Annahme des 8 41 a.
nach dem Kommissionsvorschlag , bezw . die Ablehnung des

Antrags Edelmann , indem er dem Hause zu erwägen gibt,
daß bei Annahme desselben die Regierung auf ihrem als¬
dann abweisenden Standpunkt um so eher beharren könne
und werde , da sie sich sehr wohl noch mit dem viel
Gutes enthaltenden Gesetze von 1868 begnügen könne,
während die Kreise und Gemeinden von dem neuen Ge¬

setz schwerwiegende Vortheile zu erwarten hätten .
Abg . Friderich wendet sich gegen die Behauptung

Edelmann 's , daß durch den Entwurf den Kreisen gegen
früher eine Mehrbelastung zugemuthet werde ; sowohl in
der Begründung zu dem Gesetz als in dem Kommissions¬
bericht sei vielmehr mit klaren Zahlen nachgewiesen , daß
der Unterhaltungsaufwand für die künftigen Kreisstraße »

sich erheblich vermindern , also auch eine Entlastung der

Kreise und Gemeinden eintreten werde . Redner glaubt ,
die Kreise würden am Ende der dreijährigen Periode nicht
die ganze Summe von 300,000 M . aufgebraucht , sondern
aus den Erübrigungen einen Reservefonds angelegt haben .
Wenn auch in Zukunft die Zuschüsse Wegfällen sollten so

habe doch der Staat die Lasten , die bisher die Kreise be¬

züglich der Landstraßen zu tragen hatten , denselben abge¬
nommen und so erfüllt , was der Landtag in der letznte
Session gewünscht habe , nämlich eine entschiedene Ent¬

lastung der Kreise ; denn dieselbe werde ungefähr eine halbe
Million jährlich betragen . Redner bittet um Ablehnung
des Antrags Edelmann .

Abg . Pflüger möchte von der Großh . Regierung wissen,

nach welchen Prinzipien die Ausscheidung der künftige»

Kreisstraßen und die Vertheilung des jährlichen Zuschusses
von IM,OM M . auf die einzelnen Kreise erfolgt sei.



StaatSmimster Turban : Auf die erste Frage des Abg.
PMger solle gelegentlich der Berathung der zu dem vor¬
liegenden Gesetze eingekommenen Petitionen geantwortet
werden ; was die zweite Frage betreffe , so seien die An-
iheile der einzelnen Kreise nach dem Verhältnisse berechnet,
in welchem sich der Aufwand für die Unterhaltung der
den Kreisen zugewiesenen 932 Kilometer seitheriger Land¬
straßen unter die einzelnen Kreise vertheile, worüber die
der Regierungsvorlage auf Seite 44 und 45 beigesügte
Tabelle II die ziffermäßige Auskunft gebe. Was die Hoff¬
nung des Abg . Friderich bezüglich der Ansammlung eines
Reservefonds aus den jährlichen Staatszuschüssen durch
die Kreise betreffe , so müsse Redner doch darauf aufmerk¬
sam machen , daß ja mit den jährlichen 100,000 M . der
Unterhaltungsaufwand der 933 Kilometer Kreisstraßen
nicht bestritten werden könne , daß hierzu vielmehr , wie
schon oben ausgeführt , ungefähr 272,000 M . erforderlich
seien ; die Erleichterung der Kreise aber , welche bis jetzt
über 440,OM M . jährlich für die Straßenunterhaltung
aufzubringen hatten, sei allerdings erheblich genug , um sie
daran denken zu lassen, die außerordentlichenStaatszuschüsse
als Reservefonds anzulegen .

Abg . Klein : Der Abg . Edelmann sei mit seinem
Anträge wieder da angelangt, wo die Kommission anfangs
gestanden ; letztere habe aber ihren ursprünglich gleich¬
lautenden Antrag behufs Erzielung eines Einverständnisses
mit der Regierung zurückgezogen. Auch Redner sei prin¬
zipiell für eine ständige Dotation der Kreise seitens des
Staates , werde aber für den Kommissionsantrag stimmen ,da das Bessere nicht der Feind des Guten sein dürfe und
er angesichts der bestimmten Erklärung des Herrn Staats¬
ministers , daß die Aufnahme des Prinzips des Staats¬
zuschusses in das Gesetz dasselbe für die Regierung unan¬
nehmbar machen werde, nicht den Muth habe, durch An¬
nahme des Antrags Edelmann zu dem Fall des Gesetzes
beizutragen und so den Kreisen die immerhin bedeutenden
Wortheile des neuen Gesetzes zu nehmen.

Abg . v . Buol ist für den Antrag Edelmann ; wenn
auch einmal unter Umständen einzelne Kreise vielleicht
keinen Zuschuß nöthig hätten , wünsche Redner doch
Aufnahme des Prinzips der Staatsunterstützung , weil
dann auch den jeweiligen konkreten Verhältnissen und Be¬
dürfnissen durch einfache Aenderung der im Budget in
Ansatz zu bringenden Beträge Rechnung getragen werden
könne ; im Uebrigen ist Redner gerne bereit, die sonstigen
Vorzüge des Gesetzentwurfes anzuerkennen .

Staatsminister Turban : Dem Herrn Abg . v . Buol
gegenüber müsse er bemerken, daß auch ohne Annahme des
Antrags Edelmann Mittel genug den Interessenten zur
Verfügung stehen, ihre Wünsche an die Großh . Regierung
gelangen zu lassen , sei es , indem sie sich direkt an die
Regierung wenden , oder eine Petition an die Landstände
richten oder einen Antrag der Kammern veranlassen.

Was die weitere Zuweisung von Landstraßen an die
Kreise betreffe , so sei dieser Fall durch 8 15 bereits voll¬
ständig und prinzipiell geregelt ; umgekehrt sei eine solche
Regelung für die 932 km künftiger Kreisstraßen nicht ge¬
troffen ; das Aequivalent hiefür liege eben darin, daß die
Unterhaltung der übrigen 3049,8 km Landstraßen der
Staat ohne Heranziehung der Kreise zu den Kosten auf
sich nimmt. An und für sich wäre es ja wohl vielleicht
richtiger gewesen, zu sagen, daß die Unterhaltung der Land¬
straßen durch den Staat , unter Betheiligung der Kreise
und Gemeinden , die Unterhaltung der Kreisstraßen durch
die Kreise , unter Betheiligung der Gemarkungsgemeinden
(wegen der präzipualen Vortheile der beiden ) und unter
Beihilfe des Staats zu geschehen habe; dann aber hätte
man alljährlich mit gegenseitigen Liquidationen und Kom¬

pensationsposten zu rechnen gehabt. Dies werde dadurch
vermieden , daß das Gesetz selbst ein - für alle mal die
Kompensation vornimmt, indem die Kreise dafür , daß sie
den Unterhaltungsaufwand der 932 km übernehmen, von
den Kosten für die Unterhaltung der übrigen 3049,8 km
befreit werden. Redner wiederhole , daß, wenn künftighin
weitere Straßen aus dem Verzeichniß 4 . den Kreisen zu-

ewiesen werden, dies nach 8 15 nur mit Zustimmung
er Kreise und gegen eine entsprechende Staatsdotation

geschehen kann .
Abg . Kiefer ist für Ablehnung des Antrags Edelmann ;

durch die Vorlage erhielten die Kreise zugleich eine Er¬
weiterung ihrer Dispositionssähigkeit und eine erhebliche
Entlastung ; das sei ein entschiedener Vorzug gegen früher ,
wo derjenige , der zu zahlen hatte , nichts zu sagen und
derjenige , der zu sagen , nichts zu zahlen hatte.

Abg . Edelmann wiederholt, daß die Kreise , um die
ihnen nöthige Entlastung wirklich zu erfahren, einen stän¬
digen Zuschuß erhalten müßten , um so mehr , da für die
von der Regierung behauptete zukünftige Minderung des
Unterhaltungsaufwandes keine Garantien vorlägen .

Der Berichterstatter Abg . Förster geht noch einmal
ausführlich auf die Widerlegung der Behauptungen des
Abg . Edelmann ein und empfiehlt die Ablehnung des
Antrags desselben.

Der Antrag Edelmann wird abgelehnt und bezw . 8 41 a.
angenommen .

Zu 8 42 frägt Abg . Wittmer an , wie es beim Kauf
von Liegenschaften durch den Kreis oder eine Gemeinde
behufs Anlage von Straßen oder Wegen mit der Liegen-
schaftsaccise werde gehalten werden .

Regierungskommissär Ministerialrath vr . Schenkel .
Für Kreis und Gemeinde müssen bezüglich der Accis-
erhebung beim Kauf von Liegenschaften dieselben Bestim¬
mungen maßgebend sein, wie für den Staat .

8 42 wird angenommen .
Wie schon gestern mitgetheilt , berichtet vor der Abstim¬

mung über die Verzeichnisse 4 . und L . der Abg. Birken¬
meyer über eine größere Anzahl von Petitionen , die in
Verbindung mit dem vorliegenden Gesetzentwurf stehen
(nämlich fast alle um Belassung bestimmter Straßenstrecken
in dem Landstraßen-Verband bitten ) und beantragt bezüglich
derselben theils Ueberweisung an die Regierung zur
Kenntnißnahme, theils Verweisung an die ständige Kom¬
mission für Straßen und Eisenbahnen , theils endlich lieber -

ang zur Tagesordnung ; der Berichterstatter bemerkt dabei,
aß die Kommission der Ansicht gewesen sei, eine Aende¬

rung des Verzeichnisses L . würde zu endlosen Schwierig¬
keiten Anlaß geben und habe deßhalb zur Zeit zu unter¬
bleiben; keineswegs aber betrachte sie das Verzeichniß L.
als unabänderlichfür alle Zeiten, sei vielmehr der Meinung ,
daß Straßen, die jetzt in das Verzeichniß L . gehören, in
Folge veränderter Umstände auch wieder in die Tabelle
4 . übergehen können , eben deßhalb habe sie auch einen
Theil der Petitionen (19 an der Zahl) der Großh . Re¬
gierung zur Kenntnißnahme zu überweisen vorgeschlagen.

Das Haus tritt nunmehr ein in die Berathung des
Verzeichnisses 0 . (enthaltend die künftigen Kreisstraßen )
und stimmt jeweils über sämmtliche Straßen eines Kreises
ab : Kreis Mosbach, Heidelberg , Mannheim , Karlsruhe
angenommen ; bei letzterem ergreift das Wort

Abg . Nopp , welcher Bedenken über die Richtigkeit der
Art und Weise der Behandlung der Petitionen äußert ,
indem nämlich die Ueberweisung der Petitionen um Wieder¬
aufnahme in den Landstraßen-Verband an die Regierung
zur Kenntnißnahme eine Bevorzugung der Petenten gegen¬
über den Nichtpetenten involvire; man hätte daher über
alle zur Tagesordnung übergehen sollen , umsomehr, als

jene Petitionen doch nur von den Vertretern der betr.
Petenten im Landtage veranlaßt worden seien.

Abg. Birkenmeyer : Die Bedenken des Abg . Nopp
seien unbegründet , denn neue Ausscheidungen aus einem
der Verzeichnisse könnten nur durch Gesetz gemacht werden
(8 2 Ziff . 2 und Z 3 Ziff . 2) . Da bei Kreis Baden der
Abg. Belzer über die Straße Muggensturm—RothenfelSund der Abg . Betzinger für Beibehaltung der Straße
Schwarzach— Treffern im Landstraßen-Verband sprechen ,
doch ohne bestimmte Anträge zu stellen, so schlägt der
Präsident vor, daß nur bei Stellung eines Antrags eine
Diskussion über die betreffende Petition stattfinden solle,und hält diesen Vorschlag gegen einen Widerspruch des
Abg. Edelmann aufrecht . Bei Kreis Freiburg verneint
Abg. Blattmann , daß die Petitionen , wie der Abg.
Nopp behauptet habe, durch die Volksvertreter veranlaßt
worden seien. Bei Kreis Lörrach erinnert Abg . Pflüger
die Großh . Regierung an seinen Wunsch, über das Prinzipder Ausscheidung der Kreisstraßen Aufschluß zu erhalten .Bei Kreis Konstanz bringen die Abg . Edelmann , Be¬
tzinger und Wacker den Antrag, „ die Straße Radolf¬
zell - Stein (Höristraße) unter die Landstraßen wieder
einzureihen" , ein .

Regierungskommissär Ministerialrath L)r. Schenkelbittet um Ablehnung des Antrags Edelmann, die Höri¬
straße sei lediglich dazu bestimmt , eine Verbindung der
an ihr gelegenen Orte unter sich und mit der Eisenbahn
von Radolfzell herzustellen ; eine Verbindungsstraße nachder Schweiz sei sie nicht ; aus diesen Gründen habe man
sie aus dem Landstraßen - Verbände ausgeschieden.

Dem Abg . Pflüger habe Redner Folgendes zu erwi¬
dern : die Regierung sei davon ausgegangen , daß etwa
ein Viertel der gegenwärtig vorhandenen Straßen behufs
Bildung eines Grundstocks auszuscheiden sei, und zwar in
jedem Kreise eine Anzahl derselben derart, daß jedenfallsalle Kreise einen geringeren Aufwand für Unterhaltungder Kreisstraßen haben, wie bisher für Unterhaltung der
Landstraßen ; ferner sollten im Ganzen nur diejenigen
öffentlichen Wege Landstraßen bleiben, welche zur Vermitt¬
lung des durchgehenden Verkehrs zwischen größeren
Landestheilen und bedeutenderen Städten oder mit den
Gebieten angrenzenderStaaten dienen, während alle nachArt des zu vermittelnden Verkehrs minder wichtigen , im
Wesentlichen bloS der lokalen Verbindung einer Anzahl von
Ortschaften unter sich oder mit Landstraßen . Häfen, Bahn¬
höfen dienenden Landstraßen künftig als Kreisstraßen be-
handelt werden sollen ; endlich habe man prinzipiell ver¬
mieden , den Kreisen solche Straßen zu überweisen , die
sich als besonders kostspielige Bauobjekte darstellen — dies
sei auch der Grund , warum die Schiffbrücke über den
Rhein bei Treffern Landstraße geblieben , die Strecke
Schwarzach - Grcffern dagegen, weil

"
nur Zufahrtsstraße zu

dieser Brücke , aus dem Landstraßen -Verband ausgeschieden
worden sei — oder bezüglich welcher Verträge mit be¬
nachbarten Staaten bestehen. Auf Grund dieser Gesichts -
punkte sei daS Kreisstraßen-Verzeichniß im Benehmen mit
der technischen Behörde und nach Anhörung einer Reihe
von Bezirksstellen und sonst sachverständigen Personen end-
giltig aufgestellt worden. Die Straßengesetz - Kommission
habe von der Regierung ein Promemoria erhalten , in
welchem die wesentlichsten Gesichtspunkte für jede einzelne
Straße zusammengefaßt seien .

Abg. Birkenmeyer hält den Kommissionsanlrag be¬
züglich der Petitionen aufrecht und bittet um Ablehnungdes Antrags Edelmann ; geschieht . Verzeichniß L. und
folgeweise auch 4 . werden angenommen . Ueber den Schlußder Sitzung und die endgiltige Fassung der 88 29 und
35 haben wir schon gestern berichtet.

Handel und Berkehr .
Handelsberichte .

Berlin , 15 . Mai . Der „Börsenzeitung" zufolge wird vom
Ausschuß der Berlin - Hamburger Eisenbahn dem
Minister die Verrheilung einer Dividende von 24V- Prozent
vorgeschlagen . — Die nochmalige Bekanntmachung wegen Kon¬
version der noch auS der letzten Kündigung übrig gebliebenen
22 ' /, Millionen Gulden Lprvzrntiaer ungarischer
Goldrenle wird schon in den nächsten Tagen publizirt werden.

New - Nork , 15. Mai . Die hiesige Banksirma A . M . Dimock
4t Co. hat fallirt ; daS Fallissement machte jedoch wenig Effekt .— Die Tendenz der heutigen Börse ist fest und die Kurse bes¬
serten sich im Laufe des Vormittags in Folge der Wiederauf¬
nahme der Zahlungen seitens der Metropolitan and National
Bank und deS gestrigen Beschlusses deS Clearing -House. Die
Kursbesserung beträgt V , bis 4 Prozent . — Die bedeutende Bank-
sirma FiSk L Hatch (Hatch ist Präsident der Stock Exchange)
bat ihre Zahlungen eingestellt . — Die Fondsbörse ist demorali-
sirt, ebenso der Wechselmarkt , da Niemand unter den obwalten¬
den Umständen Wechsel kaufe» will .

vom süddeutschen G e tr e id e m ark t. Der „ Frkf . Z . "
lvird auS Mannheim vom 14. dS. geschrieben : Die bessere Stim¬
mung , welche in der zweiten Hälfte deS Monats März den
Verkehr günstig beeinflußte , dauerte den ganzen April hindurch
fort . Die Mühlen betheiligten sich lebhaft am Einkauf und es

fanden dadurch recht bedeutende Umsätze statt. Es mag dies
hauptsächlich dem Umstände zuzuschreiden sein, daß die inländischen
Borräthe bei den Bauern schon stark gelichtet sind und deßhalb
die ausländischenZufuhren mehr in 's Auge gefaßt werden müssen .
Die größeren Umsätze fanden in Weizen , hauptsächlich russi¬
scher Provenienz statt , eine kurze Zeit konnten auch die plötzlich
ermäßigten amerikanischen Forderungen zu Ankäufen dieser in den
letzten zwei Jahren nur sporadisch nach süddeutsckland rerrtiren-
den Sorten benutzt werden ; doch dauerte dies nur wenige Tage
und die Forderungen Amerika ' S stiegen derart , daß der « eitere
Bezug unmöglich wurde . Dagegen sind größere Abschlüsse in
rumänischem , kalifornischem , Laplata und indischem Weizen zu
verzeichnen . Der Verkehr in Roggen bewegte sich in engen
Grenzen. Die Borräthe hiervon sind fast gänzlich geräumt und
man konnte sich der unrentablen Forderungen halber zu frischen
Ankäufen nur schwer entschließen. Einige kleinere Parthien von
Donau - und russischem Roggen wurden an den Markt gebracht:
sie fanden bei den Konsumenten schlanken Absatz . Gerste war
wegen mangelnder Borräthe und der jetzt vorgerückte » Saison in
schwachem Verkehr , aber zu festen Preisen. Hafer blieb begehrt,
doch sind auch hierin die Borräthe knapp und Preise deshalb höher.

Köln » 15. Mai . Weizen looo hiesiger 18 .50 , loco fremder
19.— . per Juli 18 .— . per Novbr. 18.10. Roggen !neo hiesiger
15 — , per Juli 14.60 , per Novbr . 14.50. Nüböl !ooo mit
Faß , 30 .80 , per Mai 30 .40. Safer lo« , hiesiger 15.50.

-vremen , 15 . Mai . Petroteum-Markl. (Gchlußbertcht .) Stan¬dard white looo 7 .30. per Juni 7.40 . per Juli 7.50, Per August7 .60 , per August-Dezember 7 .85. Weichend. Amerik. Schweine¬
schmalz Wilcox nicht verzollt 43.

Paris , 15 . Mai . Rüb » ! per Mai 67.20, per Juni 67.70,per Sept . - Dez . 71 .20. Behauptet. — Spi -
per Sept . - Dez . 46.20. Still . — Zucker ,per Mai 48.30 , per Okt.-Jan . 49.50.Marken, per Mai 46 .20, per Juni 46.80,per Sept .-Dez . 49.50- Matt . — Weizen

per Juli - August 69 .20 ,ritud per Mai 45.— ,
weißer , disp . Nr . 3 ,
Weichend. — Mehl , 9
per Juli -Aug . 48.—.
per Mai 23 . 10 , per Amn 23.40, per Juli -Aug. 23 .60 , per Sept .-Dez . 23.90. Still . — Roggen per Mai 16 .20, per Juni 16 .20.per Juli -Aug . 16.50, Per Sept --Dez . 17 . - . Still . — Talg , dis¬
ponibel 85 .50. — Wetter : bedeckt.

Antwerpen . 15. Mai . Petroleum-Markt. (Scblußbericht.)Stimmung : Weichend . Raffinirt . Tvpe weiß, diSp. 18" , .
New - Nork , 14 . Mai . (Schlußkurse .) Petroleum in Ncw-

Uoick 8' , . dto . in Philadelphia 8 ' /, . Mehl 3.50, Rother Winter -
weizen 1 .01V, - MaiS (old mixed ) 63 , Havanna - Zucker 5V« ,Kaffee. Rio good fair 10V«, Schmatz (Wilcox) 8.65 , Speck 9 '/, .Getreidefracht nach Liverpool IV,

Baumwoll - Zufuhr 1000 B . , Ausfuhr »ach Großbritannien— B ., dto . nach dem Coutiueut — B .

Verantwortlicher Redakteur: Karl Trost in Karlsruhe.
— I» Rm!., 1 Auldrn ö. W . --- r Rmk ., 1 Franc so Psg . Frankfurter Kurse vom 1ö . Mar 1884. ruiel - Rml. S. i« Pfg., 1 Rml Bank» -- Rmk. I.

Dollar- ia "4 ' /, Wälz . Maxbahn fl.
4 Pfälz . Nordbaho fl.

5 Voralberger fl)
5 Gotthard Hl Ser . Fr . 104 ' /, ,
S „ IV , 106
4 Schwerz. Central 99° ,
5 Süd - Lomb . Prior st. 103V, ,
3 Süd - Lomb . Päoc Fr . 61
5 Oest. StaatSb . Pcior .fl . 105" '„
3 dto . l —VIII L . Fr . 78 " ,,«
3 Livor . I-it . 0 , l»i u . Vz 62V ,
5 ToScau. Central Fr . 98

Pfandbriefe .
4 Rh . Hyp .-Bk. - Pfdbr . 100 '/,
5 Preuß .Cent. -Bod .- Cred .

Verl, d 110 M . —
4 dto . ir 100 M . 100°/,
4' /-Oest.B . - Crd .-Anst. st. 103
5 Ruff. Bod . - Cred . S .R . 89 " /,«
4V» Süd - Bod .- Cr - Pfdb . 100'/,

Verzinsliche Loose .
3V, Cöln -Mrnd .Thlr . 100 126 '/,
4 Bayrische , 100 133' /,
4 Badische . 100 -
4Mem .Pr .Pfi -b.Thlr . 100 116 " /, ,

TtaatSpapiere .
Kaden 3V , Obligat , st- 99

. 4 . fl . 101V.

. 4 . M . 102' /, .
öahrrn 4 Obligat . M . 102" , ,
Deutsch !. 4 ReichSanl.M . 103
kreußen 4V, V» Cons. M . 103 '/«

. 4V° TonsolS M . 103",
wachsen 3° , Rente M . 83 ' ,
d)tbg . 4' /,Obl .v .78/79 M . IOS ' V, ,

. 4 Obl . M .
Oesterreich 4 Goldrente fl

4V, Silberr . fl
4V, Papierr . fl.

» 5Papierr .v .1881
Ingaru 6 Goldrente fl.
. 4 . fl.
stalien 5 Rente Fr .
aamämen 6 Oblig . M .
üoßland 5 Obl . v. 1862 »e

. 5 Obl . v. 1877 M .
» 51 >. Lrieutavl . PR . —
. 4 Eons. v . 1880 R . 76V»

68' /,
67V,
80 '/,

102' -
77V.

96V,.
I04V -

91V,
94

Schweb. 4 ia Mk . 99V»
Span . 4 AuSländ. Rente 61 ' V, ,
Schw . 4V, Bern v . 1877 F . 102 "/,

. 4°/, Bern 1880 F . 101" /»N .-Amer.4' /,C .Pr . lö9lD . no
N .-Ämer. 4 C - Pr. 1907 D . 120 ° ,
Egypten 4 Unis . Obligat . 67 ' „« auk -Aktien .
4Vz Deutsche R .- Bank M . 146 /,
4 Badische Bank Thlr . 120 ' /,
5 BaSler Bankpereiu Fr . 141V,
4 Darmstädter Bank fl. 155 /,
4 DiSc .-Kommand . Thlr . 208° ,
5 Frankf .BankvereinTblr . 92" ,
5 Oest . Kreditanstalt fl . 267 ' /,
5 Rhein . KreditbankThlr . 112°,»
5D . Effekt -u.Wechsel -Bk.

40°/» einbezahlt Thlr . 128
Eisenbahn -Aktie « .

4 Heidelberg-SpeyerThlr . 52' /«
4 Hess.Lndw .-Bahu Thlr . —
4 Meckl .Friedr .-Franz M . 200 ' /«
3 '/, Oberschlef.-St . Thlr . 270' /.

130' ,
99V,

190V,
217",

262
240/ ,

267
163",
153 ' /-
165",
151 '/-

4 Rechte Oder -Ufer Thlr .
8' , Thitring . Int. 4.. Thlr.
5 Böhm . West-Bahn fl .
5 Gal . Karl - Lud« .-B . fl.
5 Oest.Franz -St .-Bahnfl
5 Oest . Süd - Lombard st.
5 Oest. Nordwest fl.
5 . . llt . S. fl.
5 Rudolf fl.

Eisenbahn- Prioritäten .
4 Hess. Lndw .-B . M - 101V,
4Pfäl, . Lndw . -B . M . -
4 Elisabethsteuervflicht . fl. 91' ,,
4 . steuerfrei fl . 96° ,
4'/, Galiz . Carl - Ludwig

1882 fl . 83V,
5 Mähr . Greuz-Baha fl. 73 '/.
5 Oest . Rordwest-Gold-

Obl . M . 105
5 Oest. Nord« . Ut . 4 . fl. 87 '/-
5 Oest. Nord« . Kit. ö . fl. —

3 Oldenburger Thlr . 40
4Oesterr . v . 1854fl. 250
5 „ V. 1860 , 500
4Raab -GrazerThlr . 100 95 ,
UnverzinSlicheLoose pr .Stück.
Badrschefl . 35- Lo°se 225 .80
Braunschw .Thlr .20-Loose 96.80
Oest . fl.100-Loosev . 1864
Oesterr .Kreditloosefl.100
von 1858

Ungar .StaatSloosefl .100
AnSbacherfl . 7-Loose
AngSburgerfl . 7-Loose
Freiburger Fr . 15 - Loofe
Mailänder Fr . lO-Loose
Meininger fl .7- Loose
schweb . Thlr .lO -Loose

Wechsel und Sorten .
Paris kurz Fr . 100 81.10
Wien kurz fl. 100 187.75
Amsterdam kurz fl .100 169.35
London kurz 1 Pf . St . 20.42
Dukaten 9.60 - 65

313 .60

311 -
222 .

27 9̂0
27 .—
15.-
26 .70

123' V » « ouars m Gold 4.18 —22
113V , 20 Fr .-St - 16 .20- 23

122jRuff . Imperials 16.73 - 77
SovceigaS 20 .33—33

Städte-Obliaatione» m»d
Jndnstrie -Attie«.

4 Karlsruher Obl . v . 1879 101
4 Mannheimer Obl . —
4Pf,rzheimer . 1883100 '/«
4' /, Baden-Baden „ —
4 Heidelberg ,
4Fceiburg „
4 Konstanter „
Ettliager Stürmern o.ZS.
Karlsruh . Maschmeuf .dto .Bad . Zuckers. , ohne Z«.61.30 SVzDeutsch .Phö -r .20< Ez.
4RH . Hypoth . -Bauk50V»

be ». Thl .
bWesteregelnAlkal :
Reichsbank Discont
Franks . Bank . Diskont

Tendenz : —.

100'/,
101

100V.
129 ' /.

112 '/,
173' ,

158V»

4VL



Preise der Woche vom 4 . bis 11 . Mm 1884 . lMitgetheilt vom Statistischen Bureall.)

Orte .
WeizenKernen

rr

er Gerste Hafer
Orte .

Stroh

I

L

8
«
AI

Liter

Weizen

-
do

.
Ker¬

lhemnen

Nr
.1

Ä -
s

«S
Gewöhn

! .
Brod

.

hcsielfneshcO

I

Rindfleisch

j

hcsielfhuK

I

hcsielfblaK

>

hcsielflemmaH

s

>

shcsielfeniewhcS
Butter

per

01

Stück

Eier
Breuuöl

U
§

-S
R

«V

. 'S

LZ
8

Ruhr -
kohleu

Saar -
kohleu

LP
N Stück

I

Gruben¬kohlenStückGrubeu

-

!

kobleu

1 Zentner iZtur - 1 Pfund 1 Liter 4 Ster 1 Zentner

^k . , »kl »kl »kl S A 4 A 4 A 4 .kl

Konstanz . 9 . 75 9 . 75 7 . 85 8 40 7 . 75 Konstanz . . 320 240 92 22 16 13 72 62 62 74 67 65 115 50 30 90 48 .— 32— — —

Ueberlingen 9 - 70 . 9 - 85 8 - 6 65 7 . - Ueberlingen . 200 300 100 24 14 14 68 64 60 66 60 56 95 50 28 100 40 — 28— — — —

Mullendorf 9 - 25 ! 9 95 8. 90 7. — Villingen . . — 160 60 21 17 13 72 64 64,64 — 60 76 45 27 90 2S— 25— — — — —

Meßkirch . - 9 . 85 _ _ 7 . - Waldshut . — — — 2t 16 13 , 64 64 — 64 70 60 95 50 28 . so 34 — 20 - — — — —

Stockach . . 9 . 2510 . 05 — - - 7 05 Lörrach . . . — — 80 22 18 14 - 65 60 — 55 60 60 IlO 50 28 85 40 .— 30 — >40 130 —- —

Radolfzell 9 - 85 ! 9 . 35 830 9 . 60 7 . 40 Müllheim . . — 250 50 25 16 12 66 60 — 50 66 56 IM 45 26 84 48 -- 18— 160 140 120 110

- ilzingen . - . - _ — — Freiburfl . . 290 260 60 23 15 13 U. 12 , 72 62 — 60 66 66 IM 50 24 84 36 — 24— 140 110 — -

Vilkiagen . - !io . 30 - - 7. 80 7 . 15 Ettenheim . . 280 400 60 21 13 Hs 60 60 60 — 60 88 45 30 SO 36 — 24 - 130 SO 90 80

Bormborf . _ ,1_ — — — Labr . . . . 280 280 65 22 18 11 . 70 60 60 60 — 60 90 45 25 100 36— 23— — IM IM 95

Müllheim . 10. 50'
,
- 8 . 25 8 SO 8 . — Offenbar » . 320 300 70 24 18 12 70 65 60 60 60 65 90 45 26 90 42 — 26 — 125 110 110 IM

Kreibürff . 10 60 - 8 . 60 7. 35 7 . 50 Baden . . . 300 280 50 — — 15 u . 14 68 65 50 52 80 65 IlO 50 30 80 44 — 32 — 140 115 135 —

Löffingen . - 10 . 25 — _ _ _ _ Rastatt . . . 320 350 50 24 17 13 sU - 10 , 74 60 56 64 70 60 90 50 24 80 44— 32— 130 IM 120 ! 100

Drdmgen . 10. 50 - 8 . — 8 . 50 — Karlsruhe . 300 300 65 — — 15 u . 12 72 64 — 62 70 60 100 60 24 — 34 — 31 — 120 80 IM 75

Ettrnheim 10. 40 - — 7 . 75 — Durlach . . — — .- — — — — — — — — — — — — — — — — — — r- -

Lahr . . . 10. 65 - 8- 50 8 . 35 7 . — Pforzheim . — — 70 20 — 13 z 68 60 — 60 70 62 IM 60 28 90 40— 28— 115 95 IM 90

Offenbnrg 10. 15 - 8 . 50 8 . — 7. 25 Bruchsal . . 310 350 55 22 16 14 70 6t — 64 70 64 90 50 24 80 51 — 31 — 110 95 IM 85

Rastatt . . 9 . 70 . 9. 50 8 . 30 7 50 7 - 85 Mannheim . 330 350 93 20 17 14u . 11s 75 66 66 70 75 60 105 5 ) 24 SO 42 — 34 . - 100 65 —- —

Durlach . — — — Heidelberg . — 320 75 20 15 13s U- 12 72 60 — 65 75 60 110 50 24 80 44 — 34— 110 75 — —

Mannheim 10. 0ö!- 8 . 10— 7. 45 Mosbach . . — 385 70 20 14 11z — 60 — 60 — 60 95 50 24 SO 30— — 115 90 110 —

MoSbach . 10. - 9. 50 7- 50 8 . — 750 Wertheim . . — — 50 19 13 11 — 60 — 50 50 50 78 40 24 SO 32— 20— 115 IM 110 —

Wertheim . - - Schaffhauseu — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — - - — —

Basel . . . - - - Basel . . . . — — — — — — — — — — — — — — — — - .- — — — —- —

Straßburg Straßburg .

Bürgerliche Rechtspflege .
Oefseutliche Zustellungen.

E .533 . 1 . Nr . 8174 . Mannheim .
Johann Georg Scholl , Portier in
Reichartshauseu , vertreten durch Rechts¬
anwalt vr . Rosenfeldt in Mannheim ,
klagt gegen seine Ehefrau , Rosa . geb .
Kaiser , zur Zeit an unbekannten Orten
abwesend , wegen Ehebruchs und grober
Verunglimpfung seitens derselben , mit
dem Anträge auf Scheidung der zwi¬
schen den Streittheilen am 22 . Novem¬
ber 1874 abgeschlossenen Ehe , und ladet
die Beklagte zur mündlichen Verhand¬
lung des Rechtsstreits vor die IH . Ci -
vilkammer des Großh . Landgerichts zu
Mannheim auf
Dienstag den 23 . September 1884 ,

Vormittags 9 Uhr .
mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zugelaflenen Anwalt
zu bestellen .

Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .
, Mannheim , den 13. Mai 1884 .

Krebs ,
Gerichtsschreiber

deS Großh . bad . Landgerichts .
F435 . Nr . 370S . Staufen . Der

Martin Weber von Bolllchweil , als
—^ C -lstonar deS Bierbrauers C . Hüglin

in Schlatt , klagt gegen den an un¬
bekannten Orten abwesenden Amand
Malzacher von Bollschweil , aus ge¬
liefertem Bier , mit dem Anträge auf
Berurtheilung zur Zahlung von 137 M .
66 Pf . und vorläufige Vollstreckbarkeits¬
erklärung des Urtheils , und ladet den
Beklagten zur mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreits vor das Großh . Amts¬
gericht zu Staufen auf

Donnerstag den 3 . Juli 1884 ,
Vormittags 9 Uhr .

Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Staufen , den 10 . Mai 1884.
Dufner ,

Gerichtsschreiber
deS Großh . bat . Amtsgerichts .

Konkursverfahren .
F .42S . Nr . 89K2. Bruchsal . Ueber

das Vermögen des Clemens Greu¬
lich , Cigarrenfabrikant in Bruchsal ,
Inhaber der Firma „ C . Greulich " in
Bruchsal , wurde heule am 15. Mai
1884 , Vormittags 10*/- Uhr , das Kon¬
kursverfahren eröffnet . Der Rechtsan¬
walt Herr Stein iu Bruchsal wurde
zum Konkursverwalter ernannt . Kon¬
kursforderungen stad bis zum 3 . Juni
1884 bei dem Gerichte anzumelden . ES
wird zur Beschlußfassung über die Wahl
eines andern Verwalter s , sowie über die
Bestellung eines Gläubigerausschuffes
und eintretenden Falls über die iu 8 120
der Konkursordnung bezeichneten Gegen¬
stände auf

Montag den 26. Mai 1884 ,
Vormittags 10 Uhr .

und zur Prüfung der angemeldeten
Forderungen auf

Freitag den 13 . Juni 1884,
Vormittags 9 Uhr ,

vor dem Unterzeichnete » Gericht , Civil -
respiziat 1, Termin anberaumt .

Allen Personen , welche eine zur Kou -
kurSmofse gehörige Sache in Besitz habe»
oder zur Konkursmasse etwas schuldig
sind , wird aufgegeben , nichts an den
Gemeillschuldncr zu verabfolgen oder
zu leisten , auch die Verpflichtung auf¬
erlegt , vo» dem Besitze der Sache und
von den Forderungen , für welche sie
auS der Sache abgesonderte Befriedi¬
gung in Anspruch nehmen , dem Kon¬
kursverwalter bis zum 24 . Mai 1884
Anzeige zu machen .

Bruchsal , den 15 . Mai 1884.
Großh . bad . Amtsgericht .

Der Gerichtsschreiber :
^ Riffel .
F .428 . Nr . 8833 . Bruchsal . Ja

dem Konkursverfahren über daS Ver¬
mögen deS Emauuel Hanauer , Holz -
Händler in Bruchsal . z . Zt . an unbe¬
kannten Orten abwesend , ist zur Ab¬
nahme der Schlußrechnung des Verwal¬
ters , zur Erhebung von Einwendungen

gegen das Schlußverzeichniß der bei der
Vertheilung zu berücksichtigenden Forde¬
rungen und zur Beschlußfassung der
Gläubiger über die nicht verwerthbaren
Verwögensstücke der Schlußtermin auf

Samstag den 7 . Juni 1884 ,
Vormittags 9 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgerichte Hierselbst,
Geschäftszimmer des Großh . Ober¬
amtsrichters Herrn Schätz hier , be¬
stimmt .

Bruchsal , den 14 . Mai 1884 .
Riss - l ,

Gerichtsschreiber
des Großh . bad . Amtsgerichts .

Brkaimtmachuna .
E538 . Karlsruhe In dem Kon¬

kurs über den Nachlaß deS WerkführerS
Franz Josef Walz in Karlsruhe wer¬
den die KonkmSgläubiger benachrich¬
tigt . daß bei der von Großh . Amtsge¬
richt genehmigten Schlußvertheiluna
9336 Mk . 21 Pf . verfügbar und nach
dem bei der GerichtSschreiberei

' nieder¬
gelegten Verzeichnisse 105 Mk . 28 Pf .
bevorrechtigte und 20,864 Mk . 48 Pf .
nicht bevorrechtigte Forderungen zu be¬
rücksichtigen sind .

Karlsruhe , den 15 . Mai 1884.
Feederle ,

Konkursverwalter .
BermiigenSabsonderungen .

F .426 . Nr . 3537 . Freiburg . Die
Ehefrau des Paul Faller , Josefa ,
geb . Haas von Hartheim , hat gegen
ihren Ehemann Klage auf Vermögens¬
absonderung bei der III . Civilkammer
des Großh . Laudgerichts Freiburg er¬
hoben und ist der Termin zur Verhand¬
lung dieser Klage auf

Freitag den 27 . Juni d. I . ,
Vormittags 8 '/« Uhr ,

bestimmt .
Freidurg , den 14 . Mai 1884.

Der Gerichtsschreiber
des Großh . bad . Landgerichts :

Werrlein .
F425 . Nr . 10,101 . Freiburg . An¬

läßlich deS Konkursverfahrens über das
Vermögen des Kaufmanns Karl Bü¬
cher dahier wurde von Großh . Amts¬
gericht Freiburg erkannt :

Die Ehefrau des Karl Bücher .
Lisette , geb . Husst . wird für berechtigt
erklärt , ihr Vermögen von demjenigen
ihres Ehemannes absondern zu lassen,
und bat die Konkursmasse des Letzteren
die Kosten zu tragen .

Freiburg » den 14. Mai 1884.
Der Gerichtsschreiber

des Großh . bad . Amtsgerichts :
Dirrler .

Erbrtnweisuuge « .
F .385 . 1 . Nr . 7729 . Villingen .

Großb . Amtsgericht Villingen hat un¬
term Heutigen beschlossen :

Johann Götz Müller Wittwe ,
Maria , aeborne Fuhs von Burgberg ,
hat um Einweisung iu Besitz und Ge¬
währ der Verlaffenschaft ihres 's Ehe¬
mannes gebeten .

Diesem Gesuche wird stattgegeben ,
wenn nicht binnen

zwei Monaten
Einsprache erhoben wird .

Villingen , den 10 . Mai 1884 .
Die GerichtSschreiberei

des Großh . bad . Amtsgerichts :
Huber .

F .411 . 1. Nr . 4857 . Schopfheim .
Die Wittwe des verstorbenen Ludwig
Gänser , Zieglers von Wehr , Wal -
Purga , geb . Kumle , hat um Einweisung
in Besitz und Gewähr der Berlaffen -
schaft ihres -f Ehemannes gebeten .

Diesem Gesuche wird stattgegeben ,
wenn nicht

binnen 4 Wochen
Einspruch hiegegen erhoben wird .

Schopsheim , den 12. Mai 1884.
Großh . bad . Amtsgericht .

Der Gerichtsschreiber :
Hauser .

Erbvorladnuztn .
E .474 . Bruchsal . Heinrich Kretz

von Untergrombach ist zum Nachlaß
seiner verlebten Mutter , Loren » Kretz
Wittwe . Magdalene , geborne Zipperle
von Untergrombach , miterbberechtigt .
Da der Aufenthaltsort desselben seit

einem Jahr unbekannt ist , so wird er
zu den Erbtheilungsverhondlungen mit
dem Bedeuten vorgeladen , daß , wen»
er binnen

drei Monaten ,
von beute an gerechnet , sich nicht mel¬
det , die ErbschaftDenen werde zugetheilt
werden , welchen sie zukäme , wenn der
Borgeladene zur Zeit des Erdanfalles
nicht mehr am Leben gewesen wäre .

Bruchsal , den 8 . Mai 1884 .
Großh Notar
I . Eckstein .

E . 494 . Emmendingen . Michael
Ehret von Malterdingen , zuletzt in
Amerika , ist zur Erbschaft auf Ableben
seiner Mutter » Jakob Ehret Wittwe ,
Anna Maria , geb . Schrerer in Malter¬
dingen , gesetzlich berufen . Derselbe
wird zur Thellungsverhandlung mit

Frist vo » 3 Monaten
mit dem Änfügen anhrr vorficladeo ,
daß im Falle er nicht erscheint , die
Erbschaft Denen zugetheilt wird , wel¬
chen sie zukäme , falls der Geladene zur
Zeit des Erbanfalls nicht mehr gelebt
hätte .

Emmendingev , den 10. Mm 1834.
Großh . Notar

A . Starck .
E .472 . Lahr . Johannes Böcker

von Schultern , vor 18 Jahren ! nach
Amerika ausgewandcrt und seither ver¬
mißt , ist zur Erbschaft auf Ableben
seines Onkels » Ignaz Köppel von
Schultern , berufen und wird derselbe zu
den Erbtheilungsverhondlungen

mit Frist von drei Monaten
vorgeladen . mit dem Bedeuten , daß , >m
Falle seines Nichteischeinens die Erb¬
schaft den übrigen gesetzlichen Erben
zugetheilt und ausgeliefcrt wird .

Lahr , den 3 . Mai 1884 .
Der Großh . Notar :

Kaiser .
Gerichtsnvtar .

E .469 . Villingen . David und
Othmar Weißer von Unterkürnach ,
z . Zt . unbekannt wo abwesend , sind zur
Erbschaft ihres im Kreisspitale zu Gei - ,
singen verstorbenen Bruders , Johann !
Georg Weißer von Unterkürnach , ge- !
setzlich mitberufen . Dieselben oder deren
Rechtsnachfolger werden hiermit auf -
gesmdert , ihre etwaigen Erbansprüche
an diesen Nachlaß

binnen drei Monaten
bei dem Unterzeichneten anzumelden ,
widligensoÜs die Erbschaft lediglich De¬
nen würde zugetheilt werden , welchen sie
zukäme , wenn die Vorgeladenen zur Zeit
deS Erbanfalles nicht mehr am Leben
gewesen wären .

Villingen » den 6 . Mai 1834 .
Der Großh . Notar :

Deybach -
Haudelsregisterrmträge .

F .369 . Nr . 3433 . Säckingen .
Eingetragen wurde :

a . Im Firmenregister :
O .Z . 24 . „ Job . Klein in Säckingen " :

Die Firma ist erloschen .
O .Z . 15, „H . Schember in Säckingen ":

Die Firma ist erloschen .
8nt > Ord .Z . 85 die Firma »Theodor

Barthel in Rhina ."

Inhaber : Theodor Barthel auS
Schönau bei Ehemnitz , wohnhaft in
Rhina , verheirathet mit Luise , geb .
FuchS von Bückingen , ohne Ehe¬
vertrag .

8ub O . Z . 86 die Firma : »Joh . Sut -
ter iu Säckingen . "

Inhaber : Gerbermerster Johann
Sutter , Wittwer in Säckingen .

O .Z . 57, » K - Wießler io Kleinlauseu -
burg " : Die Prokura deS Robert
Faller ist erloschen .

8ud Ordn .Z . 87 die Firma : »Lüthy -
Steinert in Murg .

"

Inhaber : Josefioe , geb . Steinert ,
Ehefrau deS Hermann Lüthy in Murg .
Durch Urtheil des Gr . Amtsgericht -
Säckingen vom 30 . Dezember 1880
wurde dieselbe für berechtigt erklärt ,
ihr Vermögen von demjenigen ihres
Ehemannes abzusondern . Deren Ehe¬
mann , Hermann Lüthh , ist als Pro¬
kurist bestellt .

Ord .Z . 54 : »Johann RöSle iu Sä -

ckingev.
"

Inhaber ist : Wittwe Aloisia RöSle
geb . Ärogle , wohnhaft in Säckingen .
Kaufmann Alexander RöSle , wohn¬
haft iu Säckingen , ist als Prokurist
bestellt .

O .Z . 48 , „ Malzacher L Comp , in
Säckingen mit Zweigniederlassung in
Stein , Kanton Aargau " : Die Firma
ist erloschen.

d . Im Gesellschaftsregister :
Ord .Z 32, „ Schmied L Meyer auf

dem Brennet " : Gustav Schmied ist
verheirathet mit Bertha Wunderte von
Wallach . Nach 8 1 des EhevertragS
vom 24 . Oktober 1883 wirft jeder
Theil 50 M . in die Gemeinschaft ein ;
alles übrige , aktive und passive Ver¬
möge » wird von der Gemeinschaft
ausgeschlossen .

Säckinrsin , den 29 . April 1884.
Großh . bad . Amtsgericht .

Buhlinger .
F .319 . Nr . 2257 . St . Blasien .

Zum diesseitigen Gesellschaftsregister
wurde eingetragen :

1 . Unterm 20 . April 1884 zu Ord .Z .
10 , Nr . 2257 : Firma Cl . Baur
Söhne . Sitz der Gesellschaft :
Bernau . — Gesellschafter : Otto
Baur , lediger Gerber , und Hein¬
rich Baur , lediger Gerber und
Kaufmann von Bernau . Beginn
der Gesellschaft : 15 . Januar 1883.

2 . Unterm 3 . Mai 1884, zu O .Z. 11 ,
Nr . 866 , Fortsetzung aus O .Z . 5 :
Schmidt , Mayer L Comp ,
in St . Blasien und Bernau :

Der Gesellschafter Kaufmann
Engelhard Mayer in Bernau ist
seit 23 . November 1882 verehelicht
mit Katharina , geborne Schmidt
von Äeiuau - Dorf . Der Ehever¬
trag vom 15. November 1882 be¬
stimmt als Norm der ehelichen
Güterverhältnifse die allgemeine
Gütergemeinschaft im weitesten
Sinne .

St . Blasien , den 7 . Mai 1884 .
Großh - bad . Amtsgericht .

Bury .
F .404 . Nr . 4575 . Triberg . In

das Firmenregister wurde eingetragen :
« >O .Z . 145 . Firma AmbroS Fackler
in Furtwangen :

Inhaber : AmbroS Fackler , Kaufmann
in Furtwangen .

Ebevertrag ck. ä . 7 . September 1855
mit Cäcilie Kern von da , nach dessen
8 1 die allgemeine , auf alles gegen¬
wärtige und künftige BermögenSbei -
bringen sich erstreckende Gütergemein¬
schaft bedungen ist.

Zu O .Z 57 Firma Jakob Sieg¬
wart in Schönwald :

Der bisherige Inhaber Jakob Sieg¬
wart ist gestorben und ist das Handels¬
geschäft auf seine Wittwe . Cäcilie , geb .
Schandelmeier in Schönwald überge¬
gangen , welche eS unter der bisherigen
Firma fortsührt .

Dieselbe hat ihren Sohn Gustav
Siegwart , Kaufmann von Schönwald ,
zum Prokuristen bestellt .

In daS GesellschaftSregister wurde
eingetragen :

Zu O .Z . 9 Firma Josef GrieS -
haber Söhne in Furtwangen , und

Zu O .Z . 14 Firma Gebr . GrieS -
tzaber iu Triberg :

Ehevertrag deS Gesellschafter - Kauf¬
mann Adolf GrieShader in Furtwangen
mit Elisabetha » geb . Duffner von da ,
ä. ä . 26 . Oktober 1866 und Ehevertrag
deS Gesellschafter - Fabrikanten August
GrieSbaber iu Triberg mit August » ,
geb . Martin von da , ä . ä . 16 . Novem¬
ber 1869, nach bereu Art . I jeder Theil
10 fl . in die Gemeinschaft einwirft ,
alles übrige , jetzige und künftige Bei¬
bringen nebst Schulden von der Ge¬
meinschaft ausgeschlossen und für ver -
liegeoschaftet erklärt ist.

Triberg , den 9 . Mai 1884 .
Großh . bad . Amtsgericht .

May .
8 .324 . Nr . 4386 . Ep Pin gen . Zu

O .Z . 7 de» Handelsregister », die Firma
» Sigmund Richheimer " iu Gem -
miuge » betreff .» wurde mit Verfügung

Druck und Berlgg der G . Brauu ' scheu Hofbuchk ^uckerei .

vom Heutigen , Nr . 4386 , die Erlöschuvg
der Firma eingetragen .

Eppingen , den 7- Mai 1884.
Großh . bad . Amtsgericht .

Kugler .
S .377 . Nr . 3913 . Lahr . Zu Ort ».-

Zahl 47 d . Gesellschaftsregisters . Firma
Riaud L Jungmann iu Lahr , wurde
eingetragen : Die Prokura deS Kauf¬
manns Albert Ullrich ist erloschen.

Lahr , den 9 . Mai 1884.
Großh . bad . Amtsgericht .

Eichrodt .
F .338. Nr . 8570 . Bruchsal . Zu

O .Z . 4 !6 deS Firmenregisters wurde
heute eingetragen :

»Firma Gebrüder Mayer in
Bruchsal ".

Inhaber ist Kaufmann Julius Mayer
in Bruchsal . Derselbe ist verheirathet
mit Mina , geb . Dreyfuß von hier . Iu
dem unterm 28 . November 1862 errich¬
teten öffentlichen Ehcvertrage haben die
Brautleute die Gütersonderung gemäß
L.R .S . 1500 bedungen und wirft jeder
Theil 100 fl . in die Gemeinschaft ei».

Bruchsal , den 7. Mai 1884 -
Großh . bad . Amtsgericht .

Schätz .
F .393 . Nr . 5824 . MoSbach . In

das diesseitige Firmenregister O .Z . 332
wurde unterm Heutigen eingetragen :

Firma » I . I . Wörner ' s Wittwe "
in Mosbach . Inhaberin ist die Kupfer¬
schmied I . I . Wörner Wittwe dahier .

MoSbach , den 10 . Mai 1884 .
Großh . bad . Amtsgericht ,

v . MarschaU .

Strafrechtspflege .
Ladung .

E .529 . 1 . Nr . 12,326 . Freiburg .
Valentin Kaltenbach von AltfimonS -

wald , zuletzt daselbst , 26 Jahre alt ,
Bernhard Dold von Uvtersimonswald ,

zuletzt daselbst , 26 Jahre alt .
Benedikt Schätzte von Biederbach , zu¬

letzt daselbst , 25 Jahre alt ,
Karl Fehreubach von Haslachsimons¬

wald . zuletzt iu Obersimonswald » 25
Jahre alt ,

Markus Disch von Heuweiler , zuletzt
daselbst , 25 Jahre alt ,

Cyrillus Wehrte von ObcrsimonS -
Wald, zuletzt daselbst , 25 Jahre alt ,

Mathias Haas von Prechthal , zuletzt
daselbst . 25 Jahre alt ,

Gustav Holzer von Prechthal , zuletzt
daselbst , 25 Jahre alt ,

Friedrich Pleuler von Prechthal . zu¬
letzt daselbst , 25 Jahre alt ,

Franz Josef Wieser vou Waldkirch ,
zuletzt daselbst , 25 Jahre alt ,

Jreuäus Dilger von Wildgntach , zu¬
letzt daselbst , 25 Jahre alt ,

Bartholomä Hug von Allsimonswald »
zuletzt daselbst , 24 Jahre alt ,

August Rösch von AltsimonSwald , zu¬
letzt daselbst , 24 Jabre alt .

Albert Trenkle von Bleibach , zuletzt
daselbst , 24 Jahre alt ,

Gabriel Herr von Elzach » zuletzt da¬
selbst, 24 Jahre alt ,

Simon Pfändler von Obersimvns -
wald , zuletzt in AltsimonSwald » 24
Jahre alt ,

Florentius Wehrle von ObcrsimonS -
wald , zuletzt daselbst , 24 Jahre alt ,

Andreas Nopp er von Oberwinden ,
zuletzt daselbst , 23 Jahre alt »

Hermann Fahrländer von Siegelau ,
zuletzt daselbst , 23 Jahre alt ,

Gregor Nopper von Waldkirch , zu¬
letzt daselbst , 23 Jahre alt ,

Joseph Schmieder von Waldkirch ,
zuletzt daselbst , 23 Jahre alt ,

Adolf Volk von Waldkirch , zuletzt da¬
selbst, 23 Jahre alt ,

Alexander Kienzle von Altstmons -
wald , zuletzt daselbst . 22 Jahre alt ,

Alban Hilberer von Biederbach » zu¬
letzt daselbst , 22 Jahre alt ,

Josef Handloser von Elzach » zuletzt
daselbst , 22 Jahre alt ,

Januar Kirchhoser von Elzach , zu¬
letzt dalelbst , 22 Jahre alt ,

Blasius Wock von Kollnau , zuletzt in
Bühlerthal , 22 Jahre alt ,

Makarius Hug von OberstmonSwald ,
zuletzt daselbst , 22 Jahre alt »

August Ambs von Siegelau , zuletzt
daselbst . 22 Jahre alt ,

Franz Anton Burger von Siegelaa ,
zuletzt daselbst , 22 Jahre alt ,

Clemens Faller von Untersimonswald ,
zuletzt daselbst , 22 Jahre alt ,

Martin Hna von UntersimouSwald ,
zuletzt daselbst , 22 Jahre alt ,

Sylvester Schätzte von Waldkirch , zu¬
letzt daselbst , 22 Jahre alt ,

Lader Störr von Aach , zuletzt da¬
selbst, 22 Jahre alt ,

werden beschuldigt , als Wehrpflichtige
in der Absicht , sich dem Eiatritte in den
Dienst deS stehenden HcereS oder der
Flotte zu entziehen , ohne Erlaubnis
daS Bundesgebiet verlassen oder na «
erreichtem militärpflichtigen Alter fiw
außerhalb deS Bundesgebiets aufgehal¬
ten zu haben ,

Vergehen gegen k 140 Abs . 1 Nr . 1

Dieselben werden auf
Samstag den 28 . Juni 1884,

Vormittag - 8 ' /. Uhr ,
vor die Strafkammer deS Großh . Land¬
gerichts zur Hauptverhandlung geladen .

Vei unrntschuldigtem Ausbleiben « er¬
den dieselben auf Grund der nach - 47»
der Strasprozeßordmmg von dem Gr .
Civilvorsitzenden der Ersatzkowmissioa
zu Waldkirch über die der Anklage r"
Grunde liegenden Thatsacheo ausgestell¬
ten Erklärungen vemrtheilt werden .

Freiburg . den 9 . Mai 1884.
Großh . Staatsanwaltschaft .

Krauß . .
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